
URTEIL VOM 12. 10. 1995 — RECHTSSACHE C-104/94 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Fünfte Kammer) 

12. Oktober 1995 * 

In der Rechtssache C-104/94 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EG-Vertrag vom Tribunale civile 
e penale Ravenna in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit 

Cereol Italia Srl 

gegen 

Azienda agricola Castello Sas 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1491/85 des Rates vom 23. Mai 1985 über Sondermaßnahmen für Soja­
bohnen (ABl. L 151, S. 15), der Verordnung (EWG) Nr. 2194/85 des Rates vom 25. 
Juli 1985 zur Festlegung der Grundregeln der Sondermaßnahmen für Sojabohnen 
(ABl. L 204, S. 1) und der Verordnung (EWG) Nr. 2537/89 der Kommission vom 
8. August 1989 über Durchführungsbestimmungen zu den Sondermaßnahmen für 
Sojabohnen (ABl. L 245, S. 8) in der durch die Verordnung (EWG) Nr. 150/90 der 
Kommission vom 19. Januar 1990 (ABl. L 18, S. 10) geänderten Fassung 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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CEREOL ITALIA 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten D. A. O. Edward, der Richter 
J. C. Moitinho de Almeida, C. Gulmann (Berichterstatter), P. Jann und L. Sevón, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 
Kanzler: L. Hewlett, Verwaltungsrätin 

unter Berücksichtigung der schriftlichen Erklärungen 

— der Firma Cereol Italia, vertreten durch Rechtsanwalt Roberto Ridolfi, 
Ravenna, 

— der Firma Azienda agricola Castello, vertreten durch Rechtsanwalt Fausto 
Capelli, Mailand, 

— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsbe­
rater Eugenio de March als Bevollmächtigten, Beistand: Rechtsanwalt Ale­
xandre Carnelutti, Paris, 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Firma Azienda agricola 
Castello und der Kommission in der Sitzung vom 15. Juni 1995, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 13. Juli 
1995, 

folgendes 
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Urteil 

1 Das Tribunale civile e penale Ravenna hat mit Beschluß vom 3. März 1994, beim 
Gerichtshof eingegangen am 29. März 1994, gemäß Artikel 177 EG-Vertrag sieben 
Fragen nach der Auslegung der Verordnung (EWG) Nr. 1491/85 des Rates vom 
23. Mai 1985 über Sondermaßnahmen für Sojabohnen (ABl. L 151, S. 15; nachste­
hend: Verordnung Nr. 1491/85), der Verordnung (EWG) Nr. 2194/85 des Rates 
vom 25. Juli 1985 zur Festlegung der Grundregeln der Sondermaßnahmen für 
Sojabohnen (ABl. L 204, S. 1; nachstehend: Verordnung Nr. 2194/85) und der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2537/89 der Kommission vom 8. August 1989 über Durch­
führungsbestimmungen zu den Sondermaßnahmen für Sojabohnen (ABl. L 245, 
S. 8; nachstehend: Verordnung Nr. 2537/89) in der durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 150/90 der Kommission vom 19. Januar 1990 geänderten Fassung (ABl. L 18, 
S. 10; nachstehend: Verordnung Nr. 150/90) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Diese Fragen stellen sich im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der Cereol Italia 
Srl (nachstehend: Cereol), die Soja verarbeitet, und der Azienda agricola Castello 
Sas (nachstehend: Castello), die Sojabohnen erzeugt, bei dem es um die Zahlung 
eines Betrages von 112 509 187 LIT geht, der Cereol als Gemeinschafts beihilf e aus­
gezahlt und dann von der Azienda di Stato per gli interventi nel mercato agricolo 
(nachstehend: AIMA) zurückgefordert wurde. 

3 Mit der Verordnung Nr. 1491/85 wurde eine Beihilferegelung für die Erzeugung 
von Sojabohnen in der Gemeinschaft geschaffen, die als „Erstkäufer"-
Beihilferegelung bezeichnet wird. Im Rahmen dieser Regelung wird eine Beihilfe 
in Höhe des Unterschieds zwischen dem von der Gemeinschaft festgesetzten Ziel­
preis und dem Weltmarktpreis allen Personen gewährt, die einen sogenannten 
„Anbauvertrag" geschlossen haben, der die Zahlung eines Preises, der mindestens 
ebenso hoch ist wie der von der Gemeinschaft festgesetzte Mindestpreis, an den 
Erzeuger vorsieht (Artikel 2). 
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4 Die Angaben, die unbedingt im Anbauvertrag enthalten sein müssen, sind in Arti­
kel 6 Absatz 2 der Verordnung Nr. 2537/89 festgelegt. Nach dieser Vorschrift, die 
gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung Nr. 1491/85 erlassen wurde, sind fol­
gende Angaben vorgeschrieben: 

,,... 

e) definitive Angabe der eingesäten Fläche in Hektar und Ar; 

f) die zur Bestimmung der Anbaufläche erforderlichen Angaben; 

g) Angabe der vom Erzeuger bei der vorhergegangenen Ernte erzielten Erträge; 

..." 

5 Artikel 6 Absatz 3 in der Fassung der Verordnung Nr. 150/90 bestimmt ferner: 

„Im Nachgang zur Unterzeichnung des Vertrages können die Flächen, die nach 
Absatz 2 Buchstaben e) und f) vom Erzeuger angegeben worden sind, nicht für 
eine andere Nutzung als die Sojabohnenproduktion verwendet werden, ausgenom­
men im Falle höherer Gewalt. 
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Infolgedessen muß jede Änderung, die nach der Unterzeichnung des Vertrages, 
aber vor der Hinterlegung bei der zuständigen Stelle in der Verwendung der ange­
gebenen Flächen eintritt, Gegenstand einer Ergänzung des Vertrages werden, in 
der diese Flächen unter Angabe des Grundes der Änderung berichtigt werden. 

Im übrigen muß eine Änderung der gesamten oder eines Teils der Flächen, die in 
dem Zeitraum von drei Monaten vor dem Beginn der Ernte der Sojabohnen, die 
Gegenstand des Vertrages sind, eintritt, vom Erzeuger der zuständigen Stelle, der 
für die Kontrolle zuständigen Stelle und dem Erstkäufer mitgeteilt werden, jedes­
mal wenn die Änderung größer als 10 % der angegebenen Fläche und größer als 
ein Hektar ist. Diese Mitteilung muß innerhalb von acht Arbeitstagen nach Eintritt 
der Änderung erfolgen." 

6 Der durch die Verordnung Nr. 150/90 in die Verordnung Nr. 2537/89 eingefügte 
Artikel 29a bestimmt: 

„Wird eine Unregelmäßigkeit bei einer Kontrolle oder Überprüfung festgestellt, so 
gelten unbeschadet der anderen gegebenenfalls anwendbaren Maßnahmen folgende 
Bestimmungen: 

1. Ist eine Unregelmäßigkeit auf eine vorsätzlich abgegebene falsche Erklärung 
oder eine grobe Fahrlässigkeit des Erzeugers beim Abschluß des Vertrages 
gemäß Artikel 6 oder seiner Durchführung zurückzuführen, insbesondere was 
die Richtigkeit der Angaben gemäß Artikel 6 Absatz 2 und die Einhaltung von 
Artikel 6 Absatz 3 anbelangt, so ist der Vertrag gemäß dieser Verordnung 
ungültig, kommen die im Rahmen des Vertrages erzeugten Sojabohnen nicht für 
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eine Beihilfe in Betracht und wird der Erzeuger für das darauffolgende Wirt­
schaftsjahr von der Inanspruchnahme dieser Verordnung ausgeschlossen. 

4. Die in dieser Verordnung vorgesehenen Strafmaßnahmen ... werden nach Art 
und Schwere des Verstoßes bestimmt sowie in dem Maße, wie dies für die ord­
nungsgemäße Anwendung des betreffenden Mechanismus erforderlich ist." 

7 Am 27. Mai 1991 schlossen Cereol und Castello einen Anbauvertrag für das Wirt­
schaftsjahr 1991/92, nach dem auf einer Fläche von 93 Hektar und 22 Ar Sojaboh­
nen gesät werden sollten. 

8 Am 7. Oktober 1991 ergab eine Kontrolle des Aufsichtsamts für Landwirtschaft 
von Treviso, daß nur 77 Hektar bepflanzt worden waren. 

9 Die AIMA sah in dieser Verringerung der eingesäten Fläche, da sie ihr nicht mit­
geteilt worden war, einen Verstoß gegen Artikel 6 Absatz 3 der geänderten Verord­
nung Nr. 2537/89. Aufgrund von Artikel 29a dieser Verordnung erklärte sie dar­
aufhin den Anbauvertrag für ungültig, stellte fest, daß die im Rahmen dieses 
Vertrages erzeugten Sojabohnen nicht für eine Beihilfe in Betracht kämen, und 
schloß Castello für das darauffolgende Wirtschaftsjahr von der Inanspruchnahme 
der Beihilfe aus. Sie forderte Cereol daher auf, die ihr ausgezahlte Beihilfe zurück­
zuzahlen. 

10 Um sich bei Castello schadlos zu halten, beantragte Cereol daraufhin beim Tribu­
nale civile e penale Ravenna, Castello zur Zahlung eines Betrages in Höhe der von 
ihr zu erstattenden Beihilfe zu verurteilen. 
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1 1 Vor dem nationalen Gericht vertrat Castello die Ansicht, daß die gegen Cereol ver­
hängte Strafmaßnahme rechtswidrig sei. Sie machte geltend, daß Artikel 29a der 
geänderten Verordnung Nr. 2537/89 ungültig, jedenfalls aber im vorliegenden Fall 
nicht anwendbar sei, da sie entgegen der Auffassung der AIMA keinen Verstoß 
gegen die Gemeinschaftsregelung begangen habe. 

12 Das nationale Gericht stellte sich daraufhin die Frage nach der Gültigkeit und 
Tragweite der anwendbaren Gemeinschaftsregelung und hat daher folgende Fragen 
zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1) Bestand der Zweck der Verordnungen (EWG) Nr. 1491/85 und Nr. 2194/85 des 
Rates (insbesondere im Hinblick auf die achte Begründungserwägung, auf Arti­
kel 2 und auf Artikel 5 Absatz 1) für den Zeitraum bis zum Ende des Wirt­
schaftsjahres 1992/93 (oder vor Geltung der Verordnungen [EWG] des Rates 
Nr. 3766/91 und Nr. 1765/92) darin, daß eine Beihilfe nur für die Sojaerzeugung 
im Gebiet der Gemeinschaft gewährt wurde, wobei die Beihilfe anhand der tat­
sächlich erzeugten Menge berechnet wurde und wobei die Hauptpflicht des an 
der Beihilfe interessierten Erzeugers im Anbau von Soja im Gebiet eines der 
Mitgliedstaaten bestand? 

2) Stellt die Mitteilungspflicht gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2537/89 der Kommission eines der Mittel zur Bestimmung der Gemein­
schaftsherkunft des Erzeugnisses dar, und ist sie als solche im Lichte der bishe­
rigen Gemeinschaftsrechtsprechung als eine Nebenpflicht gegenüber der in 
Frage 1 erwähnten Hauptpflicht anzusehen? 

3) Hat die Kommission, falls die ersten beiden Fragen bejaht werden, beim Erlaß 
des durch die Verordnung (EWG) Nr. 150/90 eingeführten Artikels 29a der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2537/89 (mit den einschneidenden Sanktionen bei Fahrläs­
sigkeit des Erzeugers bei der Durchführung des Vertrages, insbesondere was die 
Einhaltung von Artikel 6 Absatz 3 angeht) die Grenzen der ihr vom Rat durch 
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Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1491/85 übertragenen Befugnis 
überschritten, indem die Sanktion des Verlustes des aus der Erfüllung der 
Hauptpflicht entstandenen Anspruchs bei Nichterfüllung einer Nebenpflicht 
verhängt wird, und hat sie auf diese Weise ihre Befugnisse mißbraucht? 

4) Stellt, falls die dritte Frage verneint wird, Artikel 29a der Verordnung (EWG) 
Nr. 2537/89 der Kommission, eingeführt durch die Verordnung (EWG) Nr. 
150/90 der Kommission, der in allen Fällen grober Fahrlässigkeit des Erzeugers 
bei der Durchführung des Vertrages (insbesondere was die Einhaltung von Arti­
kel 6 Absatz 3 angeht) als Sanktion sowohl die Ungültigkeit des Vertrages als 
auch den Ausschluß der im Rahmen des Vertrages erzeugten Sojabohnen und 
den Ausschluß des Erzeugers für das gesamte folgende Wirtschaftsjahr von der 
Beihilfe vorsieht, einen Verstoß gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz dar, 
wie er vom Gerichtshof ausgelegt worden ist? 

5) Ist, falls die vierte Frage verneint wird, unter „Änderung in der Verwendung der 
angegebenen Flächen" im Sinne von Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2537/89 der Kommission nur der Fall einer Verwendung eines Teils dieser 
Fläche für eine andere landwirtschaftliche Erzeugung, als sie im Vertrag ange­
geben worden ist, zu verstehen? 

6) Besteht, falls die fünfte Frage verneint wird, die Verpflichtung nach Artikel 
6 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2537/89 der Kommis­
sion, eine Änderung des Teils der Flächen mitzuteilen, die in dem Zeitraum von 
drei Monaten vor dem Beginn der Ernte eintritt, auch in Fällen, in denen die 
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Änderungen früher als drei Monate vor dem tatsächlichen Zeitpunkt des 
Beginns der Ernte der Sojabohnen eingetreten sind, die Gegenstand des Vertra­
ges sind? 

7) Besteht, falls die fünfte Frage verneint wird, die Verpflichtung nach Artikel 
6 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2537/89 der Kommis­
sion, Änderungen der Verwendung mitzuteilen, die größer als 10 % der im Ver­
trag angegebenen Fläche sind, auch in Fällen, in denen mehrere Änderungen 
zeitlich nacheinander erfolgt sind, von denen keine für sich genommen 10 % 
übersteigt, diese jedoch insgesamt betrachtet den genannten Prozentsatz über­
steigen? 

Zu den ersten vier Fragen 

1 3 Die ersten vier Fragen des vorlegenden Gerichts betreffen die Gültigkeit von Arti­
kel 29a der geänderten Verordnung Nr. 2537/89 und können zusammen geprüft 
werden. 

1 4 Das nationale Gericht fragt sich, ob die Kommission, ohne die Grenzen der ihr 
durch Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung Nr. 1491/85 übertragenen Befugnis zu 
überschreiten und ohne gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu verstoßen, 
vorsehen durfte, daß Unregelmäßigkeiten, die auf grobe Fahrlässigkeit des Erzeu­
gers bei der Erfüllung seiner Verpflichtung gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Verord­
nung Nr. 2537/89, zurückzuführen sind, den zuständigen nationalen Stellen einge­
tretene Änderungen hinsichtlich der eingesäten Flächen mitzuteilen, mit der 
Ungültigkeit des Anbauvertrags und dem Ausschluß des Erzeugers von der Inan­
spruchnahme der Beihilfe für das laufende und das darauffolgende Wirtschaftsjahr 
geahndet werden, wie es Artikel 29a Absatz 1 dieser Verordnung vorsieht. 
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15 Castello hält diese Vorschrift für ungültig. Sie macht geltend, daß zwar die Ver­
pflichtung zur Erzeugung von Sojabohnen im Gebiet der Gemeinschaft, die die 
Hauptpflicht der 1985 geschaffenen Beihilferegelung sei, mit einer solch schweren 
Strafmaßnahme wie dem Verlust des Beihilfeanspruchs habe bewehrt werden dür­
fen, nicht aber die Verpflichtung zur Mitteilung von Änderungen, die in einem 
gewissen Umfang in der Verwendung der eingesäten Flächen eingetreten seien, 
denn diese bilde nur eine Nebenpflicht der Beihilferegelung. 

16 Die Kommission hält die betreffende Vorschrift dagegen für gültig. Sie macht gel­
tend, daß die Verpflichtung zur Angabe von an den eingesäten Flächen vorgenom­
menen Änderungen wesentlich sei, damit die zuständigen öffentlichen Stellen sich 
vergewissern könnten, daß die Beihilfe nur für tatsächlich im Gebiet der Gemein­
schaft erzeugte Sojabohnen gewährt werde, und daß die Verletzung dieser Ver­
pflichtung mit dem Verlust des Beihilfeanspruchs für das laufende und das darauf­
folgende Wirtschaftsjahr ohne Verstoß gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
und ohne Überschreitung der der Kommission vom Rat übertragenen Befugnisse 
geahndet werden dürfe. 

17 Aus den Erläuterungen, die die Kommission dem Gerichtshof gegeben hat und die 
nicht bestritten worden sind, ergibt sich, daß die in der Gemeinschaft erzeugten 
Sojabohnen nur einen Bruchteil der in der Gemeinschaft verarbeiteten Sojabohnen 
ausmachen. Im Rahmen eines Systems wie des 1985 vom Rat geschaffenen, in dem 
die Beihilfe den Verarbeitern je nach der Menge der innerhalb der Gemeinschaft 
erzeugten und verarbeiteten Sojabohnen gewährt wird, ist es unerläßlich, die Her­
kunft der Sojabohnen kontrollieren zu können, damit gewährleistet ist, daß die 
Beihilfe ausschließlich in der Gemeinschaft erzeugten Sojabohnen, nur deren 
Erzeugung gefördert wird, zugute kommt. 

18 Die Angaben hinsichtlich der eingesäten Fläche, die in den Anbauverträgen enthal­
ten sein müssen, sind gerade Bestandteil des Kontroll- und Nachweissystems, das 
geschaffen wurde, um die Herkunft der Sojabohnen sicher feststellen zu können. 
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19 Die Zuverlässigkeit solcher Angaben ist für das ordnungsgemäße Funktionieren 
des Systems notwendig. Denn ohne zuverlässige Angaben hinsichtlich der einge­
säten Flächen wäre es schwer, zu überprüfen, ob unter Berücksichtigung der in den 
Anbauverträgen angegebenen Erträge die vom Erstkäufer deklarierten Mengen, auf 
deren Grundlage die Höhe der Beihilfe errechnet wird, tatsächlich im Gebiet der 
Gemeinschaft erzeugt wurden oder ob diese Mengen aus Drittländern eingeführt 
wurden. Stünden solche Angaben nicht zur Verfügung, so wäre es, wie die Kom­
mission vorträgt, insbesondere nicht möglich, sie mit den anderen Informationen 
zu vergleichen, die die Erzeuger und die Erstkäufer im übrigen den zuständigen 
nationalen Behörden zu erteilen haben, wie z. B. im Rahmen der Bestands- und 
Finanzbuchhaltung. 

20 Die Zuverlässigkeit der Angaben hinsichtlich der eingesäten Flächen kann aber nur 
dann gewährleistet werden, wenn die zuständigen nationalen Behörden von den 
Erzeugern über eingetretene Änderungen in der Verwendung der im Anbauvertrag 
angegebenen Flächen informiert werden, die gemäß Artikel 6 Absatz 3 Unterab­
satz 1 der geänderten Verordnung Nr. 2537/89 dem Sojaanbau, außer im Fall höhe­
rer Gewalt, vorbehalten bleiben müssen. 

21 Deshalb müssen nach Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 dieser Verordnung die 
Erzeuger jede Änderung hinsichtlich der eingesäten Flächen, die vor der Hinterle­
gung des Vertrages eintritt, bei der zuständigen nationalen Stelle in Form einer 
Vertragsergänzung anzeigen und sind nach Unterabsatz 3 dieser Bestimmung 
Änderungen, die einen gewissen Umfang überschreiten, dieser Stelle mitzuteilen, 
wenn sie nach der Hinterlegung des Vertrages eintreten. 

22 Diese dem Erzeuger gemäß Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung Nr. 2537/89 auf­
erlegte Verpflichtung, der zuständigen Stelle Änderungen mitzuteilen, stellt daher 
eine für das ordnungsgemäße Funktionieren der Beihilferegelung wesentliche Ver­
pflichtung dar und ist also für diese Regelung von grundlegender Bedeutung. 
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23 Allerdings können Verstöße gegen diese Verpflichtung gemäß Artikel 29a 
Absatz 1 Unterabsatz 1 der geänderten Verordnung Nr. 2537/89 nur dann geahn­
det werden, wenn sie auf Vorsatz oder grobe Fährlässigkeit des Erzeugers zurück­
zuführen sind. Diese Vorschrift ist außerdem, wie die Kommission ausgeführt und 
Castello in der mündlichen Verhandlung anerkannt hat, in Anbetracht des Wort­
lauts von Absatz 4 dieses Artikels so zu verstehen, daß die zuständigen nationalen 
Stellen je nach der Schwere des dem Erzeuger zur Last gelegten Verstoßes eine 
oder mehrere der darin genannten Strafmaßnahmen verhängen dürfen. 

24 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes kann ein Verstoß gegen die Ver­
pflichtungen, deren Einhaltung für das ordnungsgemäße Funktionieren eines 
Gemeinschaftssystems von grundlegender Bedeutung ist, mit dem Verlust eines 
von der Gemeinschaftsregelung verliehenen Anspruchs, etwa des Beihilfean­
spruchs, geahndet werden (in diesem Sinne Urteile vom 20. Februar 1979 in der 
Rechtssache 122/78, Buitoni, Slg. 1979, 677, und vom 27. November 1986 in der 
Rechtssache 21/85, Maas, Slg. 1986, 3537). 

25 Indem die Kommission Strafmaßnahmen vorgesehen hat, die bei einem vorsätzli­
chen oder grob fahrlässigen Verstoß des Sojabohnenerzeugers gegen eine für das 
ordnungsgemäße Funktionieren der Beihilferegelung so wichtige Verpflichtung wie 
die zur Mitteilung von Änderungen hinsichtlich der eingesäten Flächen bis zum 
Verlust des Beihilfeanspruchs für das laufende und das darauffolgende Wirtschafts­
jahr reichen konnten, hat sie weder gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ver­
stoßen noch die Grenzen der ihr durch Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung Nr. 
1491/85 übertragenen Durchführungsbefugnis überschritten, die die Befugnis zur 
Festsetzung angemessener Strafmaßnahmen umfaßt (vgl. Urteil vom 2. Mai 1990 in 
der Rechtssache C-357/88, Hopermann, Slg. 1990, I-1669, Randnr. 7). 

26 Das nationale Gericht hat zu beurteilen, ob die Unterlassung, deren sich ein 
Erzeuger schuldig gemacht hat, auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zurückzu­
führen ist und ob die gewählte Sanktion gemäß Artikel 29a Absatz 4 der geänder­
ten Verordnung Nr. 2537/89 angesichts der Notwendigkeit, das ordnungsgemäße 
Funktionieren der betreffenden Beihilferegelung zu gewährleisten, gegenüber dem 
festgestellten Verstoß verhältnismäßig ist. 
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27 Unter diesen Umständen ist dem vorlegenden Gericht zu antworten, daß die Prü­
fung der ersten vier Vorlagefragen nichts ergeben hat, was die Gültigkeit von Arti­
kel 29a der Verordnung Nr. 2537/89 in der durch die Verordnung Nr. 150/90 geän­
derten Fassung beeinträchtigen könnte. 

Zu den letzten drei Fragen 

28 Die letzten drei Fragen des vorlegenden Gerichts betreffen die Auslegung von 
Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung Nr. 2537/89. Das nationale Gericht möchte 
wissen, ob die in dieser Vorschrift vorgesehene Mitteilungspflicht auch für eine 
Verringerung der eingesäten Flächen gilt, wie sie Castello vorgenommen hat. 

29 Zunächst fragt sich das nationale Gericht, ob die in Artikel 6 Absatz 3 genannten 
„Änderungen" auch Verringerungen der Anbauflächen umfassen, die ein Erzeuger 
wegen heftiger Regenfälle während eines Wirtschaftsjahres vorgenommen hat. 
Sodann möchte das Gericht wissen, ob die Erzeuger verpflichtet sind, der zustän­
digen nationalen Behörde Änderungen mitzuteilen, die früher als drei Monate vor 
dem Beginn der Ernte, aber nach der Unterzeichnung des Vertrages eingetreten 
sind. Schließlich fragt sich das Gericht, ob diese Erzeuger zur Mitteilung von 
Änderungen verpflichtet sind, die für sich genommen 10 % der anfangs im Anbau-
vertrag angegebenen Fläche nicht überschreiten, die diesen Schwellenwert aber ins­
gesamt überschreiten. 

30 Wie oben ausgeführt, setzt das ordnungsgemäße Funktionieren der Beihilferege­
lung voraus, daß den nationalen Behörden zuverlässige Angaben über die Anbau­
flächen zur Verfügung stehen, die, außer im Fall höherer Gewalt, ausschließlich 
dem Sojaanbau dienen sollen, und daß diese Behörden daher grundsätzlich über 
alle in der Verwendung dieser Flächen eingetretenen Änderungen, welcher Art und 
welchen Ursprungs sie auch sein mögen, informiert werden. 
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31 In Anbetracht dieses Zieles ist die Formulierung „Änderung ... in der Verwendung 
der angegebenen Flächen" in Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung Nr. 2537/89 in 
weitem Sinne dahin zu verstehen, daß sie alle Änderungen umfaßt, die hinsichtlich 
der Flächen eingetreten sind, die nach den Angaben eingesät werden sollten. Dieser 
Begriff umfaßt insbesondere auch Verringerungen der Anbauflächen, die nach 
Naturereignissen wie heftigen Regenfällen vorgenommen wurden. 

32 Obwohl das vorlegende Gericht diesen Punkt nicht ausdrücklich erwähnt hat, ist 
in Anbetracht der Erklärungen von Castello darauf hinzuweisen, daß Artikel 
6 Absatz 3 Unterabsatz 1 dadurch, daß er vorschreibt, daß die im Anbauvertrag 
angegebenen Flächen, „ausgenommen im Falle höherer Gewalt", ausschließlich für 
den Sojaanbau zu verwenden sind, den Erzeuger lediglich in Ausnahmefällen von 
seiner Verpflichtung zur Nutzung der betreffenden Flächen nur für die Erzeugung 
von Sojabohnen entbinden soll. Dagegen befreit diese Vorschrift den Erzeuger 
nicht von seiner Verpflichtung gemäß Absatz 3 Unterabsätze 2 und 3, den zustän­
digen Behörden diese Änderung der Flächennutzung mitzuteilen. 

33 In Anbetracht des Zweckes der Kontrolle und der Betrugsverhinderung, den Arti­
kel 6 der Verordnung Nr. 2537/89 verfolgt, muß jede Änderung, die nach der 
Unterzeichnung des Vertrages, aber vor dem Beginn der Ernte eintritt, der zustän­
digen Behörde mitgeteilt werden, und zwar entweder in Form einer Ergänzung des 
Anbauvertrags gemäß Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung Nr. 
2537/89 oder, wenn die in Unterabsatz 3 dieser Vorschrift festgelegten Schwellen­
werte überschritten werden, in Form einer Mitteilung des Erzeugers an die zustän­
dige Stelle, an die für die Kontrolle zuständige Stelle und an den Erstkäufer, wie es 
diese Bestimmung vorsieht. 

34 Die Tatsache, daß sich diese Vorschrift auf Änderungen bezieht, die „in dem Zeit­
raum von drei Monaten vor dem Beginn der Ernte der Sojabohnen" eintreten soll­
ten, kann die Verpflichtung zur Mitteilung von Änderungen, die nach der Hinter­
legung des Vertrages, aber früher als drei Monate vor dem Beginn der Ernte 
eingetreten sind, nicht ausschließen. Wäre dies nämlich der Fall, so könnten die 
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Erzeuger, geht man einmal von der Möglichkeit einer Hinterlegung der Anbauver-
träge über drei Monate vor dem Beginn der Ernte aus, Änderungen an den Anbau­
flächen vornehmen, ohne daß die zuständigen Stellen darüber informiert wären, 
wodurch sich das Betrugsrisiko erhöhen würde, was das Mitteilungssystem gerade 
verhindern soll. 

35 Das Bestreben, hinsichtlich der eingesäten Flächen über zuverlässige Informatio­
nen zu verfügen, rechtfertigt es auch, daß Änderungen, die für sich allein oder 
zusammengenommen über 10 % der im Anbauvertrag oder gegebenenfalls seinen 
Ergänzungen angegebenen Fläche und mehr als einen Hektar dieser Fläche betref­
fen, der zuständigen Stelle mitgeteilt werden müssen. Wenn sich das Betrugsrisiko 
nicht erhöhen soll, darf insbesondere die Formulierung „jedesmal wenn [eine] 
Änderung größer als [diese Schwellenwerte] ist" in Artikel 6 Absatz 3 Unterabsatz 
3 der Verordnung Nr. 2537/89 nicht dahin ausgelegt werden, daß damit nur solche 
Änderungen gemeint wären, die für sich genommen beide Schwellenwerte über­
schreiten. 

36 Unter diesen Umständen ist auf die letzten drei Fragen des vorlegenden Gerichts 
zu antworten, daß Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung Nr. 2537/89 dahin auszule­
gen ist, daß ein Erzeuger von Soja verpflichtet ist, der zuständigen Stelle jede vor 
der Hinterlegung des Vertrages eingetretene Änderung hinsichtlich der im Anbau­
vertrag angegebenen Flächen, insbesondere jede Verringerung dieser Flächen, auch 
wenn sie mit Naturereignissen wie heftigen Regenfällen zusammenhängt, ebenso 
mitzuteilen wie alle nach dieser Hinterlegung eingetretenen Änderungen, die für 
sich allein oder zusammengenommen über 10 % der im Anbauvertrag angegebe­
nen Flächen und mehr als einen Hektar ausmachen. 

Kosten 

37 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die vor dem 
' Gerichtshof Erklärungen abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für die Par­

teien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem 
vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher 
Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

auf die ihm vom Tribunale civile e penale Ravenna mit Beschluß vom 3. März 
1994 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1) Die Prüfung der ersten vier Vorlagefragen hat nichts ergeben, was die Gül­
tigkeit von Artikel 29a der Verordnung (EWG) Nr. 2537/89 der Kommission 
vom 8. August 1989 über Durchführungsbestimmungen zu den Sonder­
maßnahmen für Sojabohnen in der durch die Verordnung (EWG) Nr. 
150/90 der Kommission vom 19. Januar 1990 geänderten Fassung beein­
trächtigen könnte. 

2) Artikel 6 Absatz 3 dieser Verordnung ist dahin auszulegen, daß ein Erzeuger 
von Soja verpflichtet ist, der zuständigen Stelle jede vor der Hinterlegung 
des Vertrages eingetretene Änderung hinsichtlich der im Anbauvertrag 
angegebenen Flächen, insbesondere jede Verringerung dieser Flächen, auch 
wenn sie mit Naturereignissen wie heftigen Regenfällen zusammenhängt, 
ebenso mitzuteilen wie alle nach dieser Hinterlegung eingetretenen Ände­
rungen, die für sich allein oder zusammengenommen über 10 % der im 
Anbauvertrag angegebenen Flächen und mehr als einen Hektar ausmachen. 

Edward Moitinho de Almeida 

Gulmann Jann Sevón 

I - 3023 



URTEIL VOM 12. 10. 1995 — RECHTSSACHE C-104/94 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Oktober 1995. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Der Präsident der Fünften Kammer 

D. A. O. Edward 
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